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Union in u Deutschland 
^Imut Kohl 
appelliert 
^neut an Moskau 
O^kanzler Helmut Kohl hat Anfang dieser 
S'hei   Seine Aufforderung an die Sowjetunion 
bek ert> endlich in Genf zu Kompromissen 
S°Wit 9en- Der Bundeskanzler hofft, daß die 
^rl    nlon nacn der sehr eindringlichen und 
Vh Darle9"ng der westlichen Position 
üb6r ?er> Bundesaußenminister in Wien sich 
"'Usi      Fest'gkeit des Westens endlich keine 

Stt 
^n mehr macht. 

'n Ge
Ut Kohl sprach sich für weitere Verhandlungen 

stUn 
nf auch nach einer Stationierung von Nachrü- 

ein^7Waffen aus. Dies solle auch die Sowjetunion 
G^schn' Der Kanzler nannte es bedeutsam, daß 
Vs h und Gromyko uber die »9anze Breite" des 

H rjC SowJetischen Verhältnisses gesprochen hät- 
aen s 

le Sowjetunion teile, wie dabei deutlich gewor- 
lntere

ei- die Ansicht der Bundesregierung, es liege im 
dasfuSe be'der Seiten, die Beziehungen nicht auf 
der Q ma der Raketen einzuengen, sondern sie auf 
Wr

rund|age des Moskauer Vertrages langfristig 

Auf     Uentwickeln. 

^hrer
l(LFrage 'n einem ZDF-Interview (16. 10. 1983): 

ter, nj ^
e9ierung wird teilweise vorgeworfen, Sie hät- 

ht 9enug Druck auf die amerikanische Seite in 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Genf ausgeübt", stellte der Bundeskanz- 
ler fest: „Dies ist völlig absurd. Ich bin 
jetzt gerade 12 Monate im Amt. Ich bin ja 
nicht der Erfinder des NATO-Doppelbe- 
schlusses. Im Jahre 1979 haben sich in 
der konkreten Situation der andauernden 
sowjetischen Überrüstung, auch der Sta- 
tionierung der SS20-Raketen, die westli- 
chen Regierungen, nicht zuletzt auch auf 
Raten meines Amtsvorgängers Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt, in diesen NATO- 
Doppelbeschluß zusammengefunden. Er 
hat zwei Teile. Der erste Teil, daß verhan- 
delt wird, ernsthaft und seriös. Dies tun 
nun in der Tat die Amerikaner. 

In diesen 12 Monaten habe ich viele Dut- 
zende Briefe in Sachen Abrüstung und 
Entspannung mit dem amerikanischen 
Präsidenten gewechselt. Fast wöchentlich 
wurde zwischen dem Weißen Haus und 
dem Kanzleramt mündlich konferiert, etwa 
auf telefonischem Wege. Und der ameri- 
kanische Abrüstungsverhandler, Bot- 
schafter Nitze, ist ein Dauergast bei uns in 
Bonn. Bis in die Details hinein sind die 
Dinge abgesprochen worden. Ich habe in 
drei langen Gesprächen in diesem Monat 
mit dem amerikanischen Präsidenten un- 
sere Position klargemacht. Außenminister 
Genscher war mehrmals zusätzlich in den 
Vereinigten Staaten. Einen engeren Kon- 
takt kann man sich überhaupt nicht vor- 
stellen. 

Aber das gilt nicht nur für unsere Bezie- 
hungen und Kontake zu den USA, son- 
dern auch zu unseren Freunden in Lon- 
don, in Paris, in Den Haag, in Rom, um nur 
ganz wenige zu nennen. Die Europäer 
sind in der Sache völlig einig. Wir, die Bun- 
desrepublik, stehen nicht allein. Wir sind 
völlig eingebettet in den gemeinsamen 
Willen und das gemeinsame Wollen der 
NATO-Mächte. Das ist die freie Welt, das 
ist die westliche Welt, das sind nicht zu- 
letzt unsere amerikanischen Freunde. 

Wer behauptet, hier wird nicht ernSu6ji 
verhandelt, sagt bewußt die Unwanr 

Das muß man klar und deutlich aUS ^a 
chen.   Daß  die  sowjetische  Propa9   ^ 
anders ist, das ist deren Sache. Nu' $ 
Sowjetunion hat sich ja nicht beweQ •  5 

Amerikaner haben immer wieder, m1 

abgestimmt, neue Vorschläge gernac 

Der  bevorstehende   Abzug   von  bl ^ 
2000 amerikanischen Atomsprengkopf 
aus Europa ist ein deutlicher NaC\Lri)' 
der Abrüstungsbereitschaft und der   ^ 
stungsfähigkeit des Westens, erklän    • 

stellvertretende   Vorsitzende   der       . 
CSU-Bundestagsfraktion,    Volker   %t 
Nachdem 1979/80 im Zusammenhang J 

dem NATO-Doppelbeschluß schon e'   fe 

1000    amerikanische    Atomspren9K ^. 
aus Westeuropa abgezogen worden    , 
ren, wird jetzt das verbleibende P° 
noch einmal um ein Drittel reduziert 

Die CDU/CSU begrüßt diese Maßn &? 
sehr.  Sie  stellt  einen  deutlichen P 
sehen Nachweis unserer Politik des 

pie- 

fü'1 

den schaffen mit immer weniger Wa ^ 
dar.  Diese tiefgreifende Vertrauens-   J 

sicherheitsbildende Maßnahme kann 
wegdiskutiert werden. 

Selbst wenn in diesem Jahr in ^en.ey 
den Sowjets kein INF-Verhandlungse% 
nis mehr erzielt werden sollte un ^ 
Nachrüstung deshalb beginnen mu"' pf 
dadurch kein zusätzlicher Sprenö^ 
nach Europa kommen. Denn für J jf£j 
dann neu stationierten Sprengkop* ^ 
entsprechend dem Modernisierung v Q. 

des Doppelbeschlusses ein alter aby 
gen werden. 

Die Tatsache, daß mit diesem Abzug 
das Nuklearwaffenarsenal der NAT° 

6^ 

als'. 
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VEREINTE NATIONEN 

^"f haben den Weg der Versöhnung 
^d des Ausgleichs gewählt 
|, ^tlaut der Rede von Bundespräsident 
Nat- Carstens vor der Vollversammlung der Vereinten 
9l,onen am 13. Oktober 1983 in New York 

Li 

^riil^S'dent. >ch danke Ihnen, Herr 
. 5'dr ,0r

5|dent, für Ihre freundlichen 
„,ai .e der Begrüßung. Zum ersten- 
mal!^ Geschichte der Mitglied- 
ten N feines Landes in den Verein- 

end   ionen nat ein Präsident der 

he ^?esrepublik Deutschland die ho- 
sprecLe' Vor diesem Weltforum zu 
^nri        Vor zenn Jahren wurde die 
9'ied HSrepub,ik Deutschland Mit- 
heuti 

der Vereinten Nationen. Mein 
des .9er Besuch ist eine Bekundung 
S M0t?en Ansehens, das die Verein- 
ig at'onen in meinem Lande ge- 
^ejn !)• Gleichzeitig unterstreicht 
d'erii    such dje große Bedeutung, 
*iher   

Bundesrepublik Deutschland 
"*n \#en9en Zusammenarbeit mit 
% Junten Nationen für die Sa- 
^it kG? Friedens und der Gerechtig- 

De«mißt. 

^cj! 'hrer Gründun9 verfolgt die Bun- 
aes F

SrePublik Deutschland eine Politik 
Do|jtis

ri^dens. Sie ist Ausdruck unserer 
leidv0i| en Überzeugung, die sich auf die 
jn 6j 

en Erfahrungen zweier Weltkriege 
Di6 

em Janrhundert stützt. 
in de °litik findet ihre Wurzeln aber auch 
^d rj Traditi°n deutscher Philosophen 
f0r dg nker- d*e den Frieden als die Basis 
*e'chnS Wohlergenen jeder Nation be- 
tfer 

en. Vor 200 Jahren beschrieb einer 
großen   Philosophen   Deutschlands, 

Immanuel Kant aus Königsberg, die 
grundlegenden Prinzipien einer Weltfrie- 
densordnung in einer Abhandlung, die 
sein tiefes Verständnis für die menschli- 
che Natur widerspiegelt. 
Der „Weltbürger" in den Worten Immanuel 
Kants ist der Ausgangspunkt und gleich- 
zeitig das Ziel von Recht und Politik. Für 
Immanuel Kant gibt es eine enge Verbin- 
dung zwischen der inneren Verfassung ei- 
nes Staates und seiner auswärtigen Poli- 
tik. Die innere Verfassung, das Rechtssy- 
stem eines Staates, beeinflussen unaus- 
weichlich auch sein Verhalten nach außen. 
Umgekehrt muß Ungerechtigkeit in Ange- 
legenheit der auswärtigen Politik auch das 
innere Fundament des Staates ernsthaft 
gefährden. 

Friede und Gerechtigkeit sind durch 
die Geschichte hindurch Sehnsucht 
und Traum der Menschheit gewesen, 
die Wirklichkeit aber sieht immer 
noch anders aus. Durch die Jahrhun- 
derte bis in unsere Tage ist diese 
Welt zerrissen durch Kriege und Kon- 
flikte. Heute sind die Vereinten Natio- 
nen eine große Hoffnung der Mensch- 
heit. So unvollkommen sie auch sein 
mögen: Zu den Vereinten Nationen 
gibt es keine Alternative. 

Mein Land hat aus den furchtbaren Erfah- 
rungen des Zweiten Weltkrieges seine 
Konsequenzen gezogen. Wir haben den 



UiD 33 • 20. Oktober 1983 • Seite 4 

Weg der Versöhnung und des Ausgleichs 
gewählt. Heute ist die Bundesrepublik 
Deutschland Teil der Europäischen Ge- 
meinschaft. Gegner von gestern sind 
Freunde und Partner von heute geworden. 
Die Europäische Gemeinschaft ist ein 
einzigartiges Beispiel, was gemeinsame 
Ideale und Ziele erreichen können zum 
Nutzen von mehr als 300 Millionen Euro- 
päern und all jenen 62 Staaten der Dritten 
Welt, die mit uns im Rahmen der Konven- 
tion von Lome verbunden sind. 

Die Atlantische Allianz verbindet Westeu- 
ropa mit den USA und Kanada. Diese Ge- 
meinschaft sichert den Frieden in unse- 
rem Teil der Welt, der so oft das Schlacht- 
feld widerstrebender Machtinteressen ge- 
wesen ist. Von Militärpakten vergangener 
Zeiten unterscheidet sich die Atlantische 
Allianz durch ihren defensiven Charakter 
und durch die Identität gemeinsamer Wer- 
te: Friede, Gleichberechtigung, Demokra- 
tie und der Respekt vor den Rechten des 
einzelnen. 

Seit über 30 Jahren verdanken wir 
diesem Bündnis Frieden und Sicher- 
heit in Europa. Friede in Europa, las- 
sen Sie mich hinzufügen, ist keine 
ausschließlich europäische Angele- 
genheit. Der Friedenszustand, den wir 
Europäer seit mehr als drei Jahrzehn- 
ten genießen dürfen, hat uns auch in 
den Stand gesetzt, unsere wirtschaft- 
lichen Beziehungen zu den Ländern 
der Dritten Welt zu entwickeln und 
auszubauen mit dem Ziel, die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung 
dieser Länder im Interesse ihrer Men- 
schen zu fördern. 

Die Verträge, die die Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren östlichen Nachbarn 
geschlossen hat, haben zu einer Vermin- 
derung der Spannungen in Europa beige- 
tragen und den Weg für neue Formen der 
Zusammenarbeit auf unserem Kontinent 
eröffnet. Die Bundesrepublik Deutschland 

mißt dem fortdauernden Dialog ur . 
friedlichen Zusammenarbeit mit den ^ 
dem Osteueropas große Bedeutung   . 
Die Schlußakte von Helsinki des 
1975 und der Prozeß, den sie in Gan9. 
setzt hat, haben dem Gedanken u< 

ngefl 

poli 
schenrechte, dem Streben nach e 

menschlichen  Kontakten und der    ^ 
des Spannungsabbaus zwischen 0 
West neue Kraft verliehen. ,,. 

Die  Vereinbarungen  zwischen der    J. 

desrepublik  Deutschland  und der      . 
sehen Demokratischen Republik ha°   gfi 

isC" 
ner   engeren   Zusammenarbeit  Z^ 
den beiden Staaten auf deutschem 
den Weg geebnet. Diese Zusammen 
verstehen wir als ein Element und e'  ^ 
tel der Stärkung der Bande zwischen 

Menschen im geteilten Deutschiana- 

Es bleibt das Ziel unserer Poliplk^ 
einen Zustand des Friedens in ^ M 

hinzuwirken, in dem das deu .„$ 
Volk in freier Selbstbestimmung %i, 

Einheit wieder erlangt. Die G ^ 
die Deutschland zerschneidet ^ 
Mauer, die quer durch unser ,, 
Hauptstadt Berlin verläuft, ^° $ 
nicht das letzte Wort der Gescr» 

sein. Q5 

Herr Präsident, Abrüstung und ^s
h(^f 

kontrolle, die zu einem Gleichgewic ,. 

möglichst niedrigem Niveau führen, y ^ 
ren zu den zentralen Zielen deu Jr 
Friedenspolitik. An vielen Verhandle fi- 
schen ringen unsere Regierungen 
ne Verminderung der Rüstung- Was 

ist \ie" 
dazu vor allem anderen brauchen |3 jfi 
trauen. Darum mißt die BundesreP ^ 

Deutschland eine so große Bed ^ 
vertrauensbildenden Maßnahmen z '0 
zu mehr Transparenz und Kontroi 
ren. 

Erste bedeutsame Resultate auf d' ^ 
Feld konnten in der Schlußakte *°° $t! 
sinki erzielt werden. Die Konferenz ^ 
Abrüstung in Europa, wie sie das 



UiD 33 • 20. Oktober 1983 • Seite 5 

v0rs- aer Madrider KSZE-Folgekonferenz 

Sehr! wird ein weiterer wichtiger 
hofft 

auf dieses Ziel nin sein- Mein Land 

stant
auf und arbeitet für echte und sub- 

s0 
le"e Resultate auf diesem für uns alle 

Wer 
lchtigem Gebiet. Positive Ergebnisse 

cher6n den Fr'eden in der ganzen Welt si- 
* dachen.» 

.Ie Bundesrepublik Deutschland, für 
ren Teil, hat schon vor vielen Jahren 

j* Produktion und Besitz atomarer, 
v 

0|°gischer und chemischer Waffen 
Richtet. Ich wünschte mir, daß an- 

S6i.
ere d"esem Beispiel folgten. 

8<tHim
6n fünfziger Jahren ist die enge Zu- 

Weit     arbeit mit den Staaten der Dritten 
tyjr 

e'ne der Säulen unserer Außenpolitik. 
schau'auben an Solidarität und Partner- 
Natjo   Wir respektieren das Recht jeder 
Se|bs?' Über inren Weg in die Zukunft 

gjg,  . zu entscheiden und ihre Unabhän- 
r6s '* zu bewahren. Als Ausdruck unse- 
ed 6rantwortungsbewußtseins hat die 
fe||^0

esrePublik Deutschland an der Gip- 
Can«     enz   über   Nord-Süd-Fragen 
v CUn • teilg -aenommen. 

rs 
leser Konferenz hatten wir uns mehr 

Sinerhen. a,s sie bisher erbracht hat 

den pder Gründe für den unbefriedigen- 
c^r|i°utSChritt auf diesem Gebiet lieQt si" 
H in  der  kritischen  Situation  der 
sere 

lrtschaft. Wir werden jedoch in un- 
Ven ^ Engagement für einen konstrukti- 
h     

Ord-Süd-Dialog nicht nachlassen. 

'er, ^ Jtr'tt meines Landes zu den Verein- 
te ? en vor zehn Jahren war eine Sa- 
^ber?

er Politischen Logik und unserer 
den$ eugung, damit der Sache des Frie- 
Ur|ser

2U dienen. Er war auch ein Ausdruck 
^rrT  Bereitschaft,   zu  weltweiter Zu- 
te^ M6narbeit beizutra9en und in weltwei- 
ter, aßstab Verantwortung zu überneh- 
men  i [JSere Mitarbeit im Sicherheitsrat in 
Ö6i$Pii 1977 und 1978 ist dafÜf ein 
DUb|jL6i;Von Anfang an hat die Bundesre- 

Deutschland ihre Mitgliedschaft in 

dieser Weltorganisation als Dienst an den 
Menschenrechten begriffen. 

Mit Nachdruck befürworten wir Bemü- 
hungen, den Schutz der Menschen- 
rechte zu verstärken und ihre Durch- 
setzung zu verbessern. Diesem Ziel 
dienten unsere Vorschläge für eine 
weltweite Abschaffung der Todesstra- 
fe, für vorbeugende Maßnahmen ge- 
gen das Entstehen neuer Flüchtlings- 
ströme, dazu diente auch die von uns 
vorgeschlagene Konvention gegen 
die Geiselnahme. 

Die Wirklichkeit, der wir jeden Tag gegen- 
überstehen, ist bedrückend und weit von 
den Zielsetzungen entfernt, denen wir uns 
alle verpflichtet fühlen, dennoch dürfen wir 
nicht nachlassen, für die Anerkennung der 
unveräußerlichen Rechte jedes Menschen 
einzutreten, ungeachtet seiner religiösen 
oder politischen Überzeugung, seiner 
Herkunft oder Rasse. 

Hier liegt eine wichtige Aufgabe dieser 
Weltorganisation. Die Zustimmung, die ein 
Staat erfährt, muß auf der Freiheit seiner 
Bürger und nicht auf der Stärke seiner 
Waffen beruhen. 

Auch zwischen der Idee des weltweiten 
Friedens und der Realität einer Welt voller 
Konflikte und Gewalt liegt ein tiefer Gra- 
ben. Dag Hammarskjöld erklärte in seinem 
letzten Jahresbericht als Generalsekretär 
im Jahre 1961: 

A failure to gain respect for decisions or 
actions of the organization within the 
terms of the charter is often called a fai- 
lure for the organization. It would seem 
more correct to regard it as a failure of the 
world community, through its member na- 
tions and in particular those most directly 
concerned, to co-operate in order, step 
by step, to make the charter a living reality 
in practical political actions as it is already 
in law. 
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Es reicht nicht aus, wenn wir nur bedau- 
ern, daß sich seit jenen Worten nicht viel 
geändert hat. Sie, Herr Generalsekretär, 
haben in Ihrem Bericht an die 37. General- 
versammlung Hinweise gegeben, wie das 
Instrumentarium der Vereinten Nationen 
wirksamer für die Erreichung des Ziels der 
kollektiven Sicherheit nutzbar gemacht 
werden kann. Die Bundesrepublik 
Deutschland unterstützt Ihre Vorschläge. 

Es bleibt unsere Verpflichtung gegen- 
über der Menschheit, keine Mühe zu 
scheuen, um die Ziele der UN-Charta 
zu verwirklichen, so schwierig und 
mühsam der Weg dorthin auch sein 
mag. Die moralische Führungsrolle 
der Vereinten Nationen und die uni- 
versale Akzeptanz Ihrer Entscheidun- 
gen und Resolutionen werden ent- 
scheidend gefördert, je stärker sie als 
Ausdruck von Gerechtigkeit und poli- 
tischer Weisheit erscheinen. 

Die Vereinten Nationen spielen bei der Er- 
arbeitung neuer Regeln internationalen 
Verhaltens und bei der Weiterentwicklung 
des Völkerrechts eine bedeutsame Rolle. 
Das Völkerrecht bindet jeden: den Schwa- 
chen wie den Starken, die Souveränität 
der einzelnen Staaten und das Konzept 
der Universalität stehen in einem natürli- 
chen Spannungsfeld. Hier liegt eine der 
großen Aufgaben unserer Weltorganisa- 
tion: nach einem Gleichgewicht zwischen 
den Interessen des einzelnen Mitglied- 
staates und den wohlbegründeten An- 
sprüchen der Gesamtheit zu streben. 

Ich glaube fest daran, daß der Gang der 
Geschichte wegführen wird von kurzsich- 
tiger, egozentrischer Machtpolitik. Hege- 
monialstreben und das Trachten nach Do- 
minanz haben in dieser Welt keine Zu- 
kunft. Immer mehr Staaten begreifen sich 
als Mitglied einer Weltgemeinschaft mit 
gleichen Rechten und gleichen Möglich- 
keiten. Es ist politisch weise, diese Ent- 

wicklung mit Energie und Geduld 2Ü 

dem. 

ff 

,üh*n 

Herr Präsident, wir Deutsche bern 
uns, andere Völker, ihre Kultur und 
schichte zu verstehen und mit ihn« yr 

Verbindung zu treten. Dies gilt nicfj" , 
für Nord- und Südamerika, wohin ^ 
nen von Deutschen ausgewandert ,e 

mit deren neuen Heimatländern uns n ^ 
noch mannigfaltige wirtschaftliche n 
kulturelle Bande verbinden. Dies gM 8 g(i 
für den Fernen Osten, dessen sPraC

und 
und Kulturen unsere Schriftsteller ^ 
Philosophen ebenso fasziniert haben ^ 
die Sprachen und Kulturen des Nahen 
Mittleren Ostens, wo Ursprünge dere 

päischen Zivilisation liegen. e 

Auch mit Afrika fühlen wir uns durch e 
und  freundschaftliche  Beziehungen    , 
bunden. .Toleranz' ist das Schluss«'^ 
für   internationale   Zusammenarbeit 
das Verständnis zwischen den Völker ' 

Viele Jahre der Erfahrung im öff*{i(, 
chen Leben und im Bereich i"ter1g(jjr 
naler Politik haben mir immer V ^ 
vor Augen geführt, daß Toleranz» 
im privaten Bereich, in den BeZ,.fß||cli 
gen zwischen den Staaten uner'fcne" 
ist. Toleranz im zwischenstaat'1   ^ 
Bereich bedeutet Respekt yor d* 
storischen und kulturellen Ident'**^. 
der Nation und ihrer politischen, 
schaftlichen und sozialen Bedü

|3,id 
se. Die Bundesrepublik Deutscn 
für die ich hier zu sprechen die ^ 
habe,  ist  bereit,  entsprechend 
Zielsetzungen   der   UN-Charta 
ranz zu üben und als guter N* 
mit allen Staaten im Frieden zu leb*"' 

(\$ 
Ich wünsche den Vereinten NatlAjS' 
und ihrer Arbeit für den Frieden 
dauer und Erfolg. Das Ziel der f 

densbewahrung und die HoffnU v 

der Menschheit in unsere We y$ 
nisation verdienen unseren v 

Einsatz. 
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BERUFSBILDUNG 

, Jugendliche 
DJ diesem Jahr einen 
ko^erufsbil Jungsbericht 1983 
*69e   heute besonderes Interesse 
\~ n der dort vorgenommenen 
\ dj   s.en und Lageeinschätzungen 
iui8 

e sich heute an den Realitäten 
So     lassen können, stellte Bil- 
\ ^'mister Frau Dorothee Wilms 

8ündestagfest. 

UB
rch den persönlichen Einsatz des 

dere 
Undeskanzlers und durch die beson- 

rUtig • Anstrengungen der Bundesregie- 
so v'

St es gelungen, daß in diesem Jahr 
^Utel neue Ausbildungsverträge wie 
siriQj   f   2LJvor   abgeschlossen   worden 

\ht trie   und   Handel  haben  zum 

her a?9 30- September 1983 bei den bis- 
g6ri 9eschlossenen Ausbildungsverträ- 
5cht p 'hrem Bereich einen Zuwachs von 
^itte|t 

r°2ent gegenüber dem Vorjahr er- 
6inen ' das Handwerk in seinem Bereich 
s^mt UWachs von 10,8 Prozent. Insge- 
N umelc|et z. B. der Deutsche Industrie- 
Agsb*

ncjelstag heute ein Mehr von 24300 
khr Ungsstellen gegenüber dem Vor- 

Wirkö 

9encje
nnen auf Grund der bislang vorlie- 

n^rne
n Daten mit Sicherheit von einer Zu- 

VbiiH der Zahl der abgeschlossenen 
<ib6r 

dungverträge um ca. 38000 gegen- 
^h| d

6rn Vorjahr ausgehen. Die Gesamt- 
er,. er  neu   abgeschlossenen - neu aDgescniossenen Ausbil- 
9en. cVertrage dürfte etwa 670000 betra- 
% \ 'ne,S0 hohe Zahl neu abgeSChlOSSe- 
kgj. bi|dlinnc\ior-+rö^o  .A/nr/Ho   Hiclanrt  in 'dungsverträge wurde bislang in 6inem       Ungsve''träge wurde t 
Dan      Ausbildungsjahr erreicht. 

% stehen nach den Statistiken der 
anQeb

Sanstalt für Arbeit noch ca. 20000 
°tene, bis jetzt unbesetzte Stellen. 

werden 
Platz erhalten 

Ohne den großen persönlichen Einsatz 
des Bundeskanzlers und das große Enga- 
gement der Bundesregierung und vieler 
Politiker, die in diesem Jahr gehandelt und 
nicht hämisch geredet haben, hätten wir 
diese Rekordzahl an Verträgen nicht er- 
reicht. 
Lassen Sie mich in diesem Zusammen- 
hang auch dies noch einmal erwähnen: 
Auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
erleben wir auch jetzt die Folgen einer 
13jährigen SPD-geführten Politik! 
Die Attraktivität der betrieblichen Berufs- 
bildung für junge Menschen war offen- 
sichtlich nie so groß wie in diesem Jahr; 
noch nie haben sich so viele Jugendliche 
um Ausbildungsplätze beworben. Insge- 
samt wird eine Bewerberzahl erreicht, die 
wahrscheinlich bei etwa 714000 liegt. Da- 
mit werden die bisherigen Nachfrage-Re- 
kord-Jahre 1980 und 1982 um etwa 50000 
übertroffen. 
Bei der Erstellung des Berufsbildungsbe- 
richts wurde von den Fachleuten für 1983 
auf der bislang für alle Jahre geltenden 
Berechnungsbasis ein Bedarf von 655000 
Ausbildungsplätzen geschätzt. Auf dieser 
Geschäftsgrundlage mit einem Plus von 
30000 Lehrstellen wurde dem Bundes- 
kanzler die Lehrstellenzusage durch die 
Wirtschaft gegeben und auch eingehalten. 
Diese Leistung der Wirtschaft in äußerst 
schwierigen Zeiten gilt es anzuerkennen. 
Ich möchte der Wirtschaft auch im Namen 
der gesamten Bundesregierung für diese 
große Ausbildungsleistung Dank sagen. 

Die Prognose war jedoch aus heutiger 
Sicht nicht weitreichend genug. Dafür gibt 
es  Gründe. Wichtigste  Ursache  ist  das 
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veränderte Bildungsverhalten der jungen 
Menschen. Wegen zunehmend schlechter 
Aussichten in akademischen Berufen ver- 
zichten mehr Hochschulberechtigte auf 
ein Studium, um eine Berufsausbildung zu 
absolvieren. Etwa 20000 Abiturien+en 
mehr wollen in diesem Jahr einen betrieb- 
lichen Ausbildungsplatz. 

Zwei Drittel der schwierig zu vermitteln- 
den Bewerber sind Mädchen, viele mit 
mittlerer Reife und sogar schulischer Be- 
rufsbildung. Viele Jugendliche schalten 
heute Ausbildungen hintereinander, zie- 
hen Warteschleifen im Bildungswesen aus 
Sorge vor Arbeitslosigkeit. 

Die Attraktivität der beruflichen Bildung ist 
enorm gewachsen. Die hängt auch damit 
zusammen, daß wir durch die mit Nach- 
druck geführten Kampagnen zur Erhö- 
hung der Zahl der betrieblichen Ausbil- 
dungsplätze bei den Jugendlichen einen 
Mobilisierungseffekt erreicht haben. Die 
berufliche Bildung ist ökonomisch gese- 
hen auch in der Vorstellung der jungen 
Leute ein knappes Gut geworden. 

Das duale System ist keine Versicherung 
gegen Jugendarbeitslosigkeit. Ausbildung 
kann Berufstätigkeit nicht ersetzen. 50000 
nicht vermittelte Bewerber bei einem Plus 
von 78000 Vermittlungen bei den Arbeits- 
ämtern zeigen in aller Deutlichkeit, daß 
aufgrund der schlechten Arbeitsmarktlage 
junge Menschen als Alternative zur Ar- 
beitslosigkeit immer stärker Ausbildungs- 
plätze nachfragen. Der eigentliche Mangel 
sind für viele junge Menschen Arbeitsplät- 
ze. Das Angebot an Ausbildungsplätzen 
kann dieser Nachfrage nie voll entspre- 
chen. 

Die Wirtschaft wird in den nächsten Wo- 
chen im Wege des Nachrückverfahrens 
weitere Ausbildungsplätze erneut anbie- 
ten und besetzen. So wurden im Vorjahr 
in den letzten drei Monaten des Jahres 
noch ca. 8500 junge Menschen vermittelt. 

Mit dem in der vergangenen Woche vom 

Bundeskabinett   beschlossenen   e'n ^ 
gen Sonderprogramm in Höhe v°n 

160 Millionen DM werden zusätzlich    . 
7000  bis  8000  überbetriebliche AU 
dungsplätze aktiviert. Die Lehrling0   ^ 
den  eine Ausbildungsvergütung blS aCfi 
Höhe der Berufsausbildungsbeihilfe    &\. 
dem Arbeitsförderungsgesetz erhalte • 
so bis zu 395 DM monatlich plus SoZ|3 f[jr 

gaben. Diese Zuwendung des Bunde ^ 
die Vergütung  halte  ich angesichts 
schwierigen Situation für sinnvoll; de   J6- 

kommt jetzt darauf an, mit dem vorn3 

nen  Geld möglichst vielen Jugend||C 

eine Ausbildungschance zu geben.       , 

Das Sonderprogramm stellt keinen y   J, 

mit dem  dualen  System  dar.  Aus 
nungspolitischen Gründen werden 
betrieblichen, sondern ausschließlich    . 
bildungen bei über- und außerbetrie 
organisierten Trägern in anerkannten 
bildungsberufen gefördert. A 

Auch die Länder bleiben aufgef°r ^ 
ebenso wie die Wirtschaft in ihren ° ,, 
hungen, weitere Ausbildungsmögl|C ^ 
ten bis Ende des Jahres zu schaffeh' ^. 
nachzulassen. Wir können nach a|le be- 
richten, die uns vorliegen, davon a ^ 
hen, daß etwa durch Länderangebo]^ 
sätzlich noch weitere 10000 bis ^Q. 
Ausbildungsplätze in den nächsten 
chen bereitgestellt werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit wird e< 

Eng*?! 

•tteF 
falls für einen Teil der noch unverrnii 
Bewerber     zusätzliche     BildungsQ3  „, 
Grundbildungslehrgänge,  MBSE-Ma'^ 
men einrichten. Hierdurch werden W 
etwa 5000 Plätze angestrebt. 

Mit diesen Maßnahmen und dem 
ment der Wirtschaft wird es gelingen.   gf 

größten Teil der bis zum 30. Septe
ie^ 

noch unversorgten Jugendlichen un     ,, 
bringen. Ca. 700000 Jugendliche ^e ^ 
in diesem Jahr eine Chance zur D   ^ 
chen Bildung erhalten, eine Leistung 
die wir in Europa beneidet werden- 
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^FORMATION 

Ka?e| für das THW und den 
Dg 

astrophenschutz erhöht 
\<\ shaltsa»sschuß des Deutschen 
Dlari Plages hat beschlossen, im Einzel- 
AUs   ° — Zivile Verteidigung — die Titel 
Au4 h n der 0rtsverbände THW und 

\Z     n fur die Einheiten und Einrich- 
% '9§n H     ~"   —  *~      
••>% Katastrophenschutzes — zum 
5Q°OürIrn 1 Mio- DM und zum anderen um 

\^ ° DM zu erhöhen. Trotz der Spar- 
ten   im   Bundeshaushalt   wurde 

'elf/.     ' aufgestockt, um die Arbeit der 
J|e$e 

uie 2°
r9anisationen zu gewährleisten. 

Verbrauchen Mittel werden den Orts- 
k 2u

nden für organisationseigene Zwek- 
\ri

9evviesen- Durch die starke Steige- 
ndld 

fixen Kosten sahen sich das THW 
^ 'e.anderen Katastrophenschutzver- 
aSs n'Cht menr in der Lage' ihre Ausbil" 
^iter

maßnahmen in der bisherigen Form 
Sßt    durchzuführen.   In   diesem   Jahr 
Sie"1 Schon eine Anzahl von Ortsver- 

fiih 'Sch 'hre  Ausbildung  einstellen  oder 
ränken. 

hj      öausparverträge 
^1 d

2We'Jänngem Rückgang weist die 
repub|^

r Bausparverträge in der Bundes- 
^e Ter! Deutscnland wieder eine steigen- 
*rnt in

denz auf. Das Statistische Bundes- 
l983 s ^'esbaden erklärte, im 1. Quartal 
f9$t 2 

6'en 2wei Prozent und im 2. Quartal 
ab9es h Prozent mehr Bausparverträge 

Cn|ossen worden als vor Jahresfrist. 

JUo!Uliche Entwicklung bei 
'9end reisen in die DDR 

^ch e-      an  will   die   Bundesregierung 
Send'0" Und zweitäg'ge Kurzreisen von 
aaf(jr   

gruPpen in die DDR fördern. Die 
n°fwendigen Verwaltungsvorschrif- 

ten werden derzeit vorbereitet und so- 
dann mit den Bundesländern abgestimmt. 
Das geht aus einer Antwort der Bundesre- 
gierung auf die Frage hervor, welche Mög- 
lichkeiten zur Förderung von Kurzreisen 
von Jugend- und Schülergruppen in die 
DDR künftig verwirklicht werden können. 
Die Bundesregierung konnte in diesem 
Zusammenhang auf eine durchaus positi- 
ve Entwicklung bei der Zahl der Jugend- 
reisen in die DDR in den letzten Jahren 
hinweisen. Danach betrug die Teilnehmer- 
zahl von Schülerfahrten in die DDR 1979 
nur 834, die mit 82000 DM finanziell geför- 
dert wurden. 1982 waren es bereits 5019 
Schüler mit finanziellen Förderungsmitteln 
in Höhe von 560000 DM. Im ersten Halb- 
jahr dieses Jahres fuhren 6034 Schüler in 
die DDR. Sie erhielten aus Mitteln des 
Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen finanzielle Zuschüsse in Hö- 
he von 644000 DM. 

Regierungskurs bestätigt 
Zur Vorlage des Oktober-Berichtes der 
Deutschen Bundesbank erklärt der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hansheinz Hauser 
(Krefeld): Die Politik der Bundesregierung 
hat eine erneute Bestätigung erfahren. In 
ihrem jüngsten Bericht stellt die Bundes- 
bank fest, daß die Unternehmenserträge 
in der Bundesrepublik Deutschland stei- 
gen und mehr investiert wird. Damit wird 
bekräftigt, daß der von uns eingeschlage- 
ne Weg in die richtige Richtung einer wirt- 
schaftlichen Belebung führt. Wenn auch 
die Konjunktursitüation in verschiedenen 
Branchen und Regionen noch Unterschie- 
de zeigt, so wissen wir jetzt noch genau- 
er: Die Gesundung des Haushalts, ver- 
bunden mit stetiger Senkung der Neuver- 
schuldung, schafft die für das Wachstum 
nötige Vertrauensbasis und damit langfri- 
stig auch eine Trendwende auf dem Ar- 
beitsmarkt. 
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CDU-Frauen: Mehr Lehrstellen 
für Mädchen 
Daß Ausbildungskosten für Lehrlinge in 
Familienhaushalten in geeigneter Weise 
berücksichtigt werden, fordert der Bun- 
desvorstand der Frauenvereinigung. An- 
gesichts der Lehrstellenknappheit — be- 
sonders für Mädchen — müßten alle Mög- 
lichkeiten ausgeschöpft werden, Ausbil- 
dungsstellen zu schaffen. Eine solche 
Möglichkeit besteht nach Ansicht der 
CDU-Frauen im Familienhaushalt. Die 
Frauenvereinigung weist Vorwürfe, die 
CDU betriebe eine trauen- und familien- 
feindliche Politik, entschieden zurück. Sie 
stellt fest, daß Sparen notwendig ist, um 
Handlungsspielräume für politische Ent- 
scheidungen zu gewinnen. Die Frauenver- 
einigung begrüßt die Entscheidung der 
Regierung, das Mutterschaftsgeld späte- 
stens, ab 1. Januar 1987 auf alle Frauen 
auszudehnen. Allerdings bekräftigt sie ih- 
re Forderung, die Bezugsdauer des Mut- 
terschaftsgeldes nicht zu verkürzen. Mut- 
terschaftsgeld und die Anerkennung der 
Erziehungsleistung in der Sozialversiche- 
rung sind wesentliche Beiträge zu mehr 
Wahlfreiheit. 

Endlich Stopp der 
Gutachtenflut 
Die CDU/CSU begrüßt die Maßnahmen 
des Forschungsministers Heinz Riesenhu- 
ber, die Gutachtenflut im Forschungsmini- 
sterium entschieden einzudämmen, er- 
klärt der forschungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, MdB 
Christian Lenzer. Im Zeitraum 1972 bis 
1982 wurden 1400 Gutachten und Studien 
für 486 Mio. DM vom Forschungsministe- 
rium vergeben. Die CDU/CSU hat in die- 
sem Zusammenhang immer wieder auf 
diese Verschwendung von Steuergeldem 
hingewiesen. Die erstellten Gutachten 
sind teilweise noch nicht einmal mehr vor- 

handen,  geschweige,  daß  sie sorg 
ausgewertet wurden. Eine halbe •••• ^. 
DM für Gutachten und Studien W  ^\ 
schungsministerium  in  zehn Jahren 
mehr zur Verwirrung der Forschung 
derung als zur Verbesserung beigetra9 

Mit dieser Praxis ist nun Schluß Qe^^$ 
worden: Im Jahre 1983 wurden nur z 

Gutachten und Studien neu begönne"   , 

die; 

und 

3,7 Mio. DM Gesamtausgaben. D'e J 
noch vergebenen Gutachten und St   ^ 
sind   im   wesentlichen   konzentrier 
Weltraumforschung    und    -technik 
Energieforschung  zur Vorbereitung 
Großprojekten. In der sozial-liberalen 
wurden die Mittel für Gutachten un 3fl£je 
dien auch benutzt, um naheste" 
Gruppierungen zu unterstützen oder 
ner der Kernenergie. 

Innerdeutsche 
Jugendbegegnungen 

^ Deutsch-deutsche JugendbegegnU ^ 
die Friedensarbeit der Sportjugend. jr 

desjugendplan und olympische Ju9 $ 
ger 1984 waren u. a. Schwerpunkte p 
Gesprächs, zu dem sich unter Leitung, 
Staatsminister a. D. Heinz Schwab ^ 
glieder der CDU/CSU-Fraktion a°5.(j\}- 
Sportausschuß und dem Ausschuß ja- 
gend, Familie und Gesundheit mit M ^ 
dem des Vorstandes der Deut f 

Sportjugend mit dem Vorsitzenden 
Hanisch an der Spitze in Bonn träfe • 
Nach ausführlicher Diskussion übe ,, 
Verhältnis von Sport und Politik, SJJ. 

wechselseitigen Beziehungen und ^ 
chen Gefährdungen, bestand EinV $ 
men darin, daß alle Bemühunge" ti- 
Sportjugend durch ihre Arbeit zur ^ 
gung des Friedens beizutragen v° ^ 
Hintergrund unserer freiheitlich-de"1 $ 
tischen Ordnung zu sehen sind un ^ 
Ziel verfolgen, Sport in Frieden 
heit zu ermöglichen. 

und 
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WIRTSCHAFTSKRIMINALITäT 

Jssetzentwurf entspricht einer 
tilgenden rechtspolitischen Aufgabe 
W u.ndesregierung hat den Ent- 
KQ Hlnes 2- Gesetzes zur Bekämp- 
ge|y der Wirtschaftskriminalität vor- 
der I*' unstreitig handelt es sich bei 
1^5.'.^ämmung der Wirtschaftskri- 

NitiUm eine drin9ende rechts- 
Ss °he Auf9abe» da dle Scna" 
^rhiUmmen' die auf entsprechende 
$in(1 a'tensweisen zurückzuführen 
d6K 'bei stark steigender Tendenz in 
S, hren 1977 bis 1982 zwischen 
W.      acnt Milliarden DM jährlich 

ru9en. 
In H 
bre!

r Öffentlichkeit ist die Meinung . 
$iCr] 

ltet- die Wirtschaftskriminalität spiele 
et*g Schließlich im Bereich von Chef- 

n ab und  schädige in erster Linie 

ver- 

/irts 
er Kommission zur Bekämpfung der 

*eim   aftskriminalität haben jedoch ge- 

ge   »Kleinen"  Bürger. Die Untersuchun- 
ty.     Gär  k^^~:_-: D.U -f.,•  ria, 

V6ch
aß die darunter zu verstehenden 

der w 
tshar>dlungen Folgeerscheinungen 

^tWi
lrtscnaftlichen und technologischen 

tem Cklün9 sind und sich weder bei Tä- 
vö|^n°Cn bei Opfern auf bestimmte Be- 
schr^

Un9s- oder Berufsgruppen be- 
^roi en 'assen. Klassenkämpferische 
$e^ n 'm Zusammenhang mit dem Ge- 
%JS? Bekampfung der Wirtschaftskri- 
derAh S'nd daher unangebracht, stellt 
,      b9eordnete Eicke Götz fest. 

Wurf esentlichen enthält der Gesetzent- 
9©n, d

6r Bundesregierung Bestimmun- 
F0rt 'e,altes Recht an den technischen 
\ e 

ntt irn Wirtschaftsleben anpassen. 
%icj ln9eführt werden soll ein Straftatbe- 

des   Computerbetrugs   (§   263a 

StGB) und ein Tatbestand der Datenfäl- 
schung (§ 269 StGB). Für den juristischen 
Laien mag es erstaunlich sein, daß die 
herkömmlichen Tatbestände des Betrugs 
und der Urkundenfälschung nicht ausrei- 
chen, um entsprechende Unrechtshand- 
lungen, die mit modernen Geräten der Da- 
tenbearbeitung begangen werden, zu be- 
gegnen. Tatsächlich muß jedoch nach 
heutigem Recht straffrei bleiben, wer ei- 
nen Computer mit falschen Daten füttert 
oder sein Programm und/oder seine Ar- 
beitsergebnisse manipuliert, um sich da- 
durch einen Vermögensvorteil zu ver- 
schaffen. Grund: der geltende Betrugstat- 
bestand setzt eine Irrtumserregung vor- 
aus. Irren kann sich jedoch nur ein 
Mensch, nicht dagegen ein Computer. Es 
ist deshalb wichtig, den strafrechtlichen 
Vermögensschutz auf die Fälle zu erwei- 
tern, in denen anstelle eines konkreten 
menschlichen EntScheidungsprozesses 
der Einsatz des Computers getreten ist. 
Ebenso muß mit Hilfe des neuen Straftat- 
bestandes der Datenfälschung eine Straf- 
barkeitslücke geschlossen werden, die 
darin besteht, daß nicht sichtbar oder zu- 
mindest nicht unmittelbar lesbar gespei- 
cherte Daten mangels visueller Erkenn- 
barkeit strafrechtlich nicht vom geltenden 
Urkundenbegriff erfaßt werden, obwohl 
sie — ebenso wie Urkunden — zum Be- 
weis im Rechtsverkehr bestimmt sind. 
Hier erfordert der technische Fortschritt 
die Ergänzung der bestehenden Strafvor- 
schriften im Umkreis der Urkundendelikte. 
Die Bundesregierung möchte mit ihrem 
Gesetzentwurf   außerdem   einen   neuen 
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Tatbestand des Kapitalanlagebetrugs 
(§264a StBG) schaffen. Die SPD fordert 
darüber hinaus in einem eigenen Gesetz- 
entwurf die Einführung des sogenannten 
„Ausschreibungsbetrugs". Bei vollem Ver- 
ständnis für das Anliegen beider Entwürfe 
bestehen erhebliche Bedenken gegen die 
unveränderte Übernahme der vorgeschla- 
genen Bestimmungen. Anders als beim 
herkömmlichen Betrug nach § 263 StGB 
soll die Strafbarkeit des Kapitalanlagebe- 
trugs nicht mehr die Verursachung eines 
Vermögensschadens durch den Täter vor- 
aussetzen, sondern den Strafschutz in 
den Bereich der Gefährdung vorverlegen. 

Die Notwendigkeit, einen Tatbestand des 
Ausschreibungsbetrugs einzuführen, wird 
damit begründet, daß Ermittlungsverfah- 
ren regelmäßig mit der Begründung einge- 
stellt werden, daß sich zwar hinreichende 
Anhaltspunkte für eine Preisabsprache er- 
geben hätten, nicht aber dafür, daß mit 
Hilfe dieser Absprache einem überhöhten 
Angebot der Zuschlag verschafft wurde. 
Es läßt sich häufig nicht feststellen, ob ein 
Angebot überhöht war, weil es einen all- 
gemein gültigen verbindlichen Marktpreis 
nicht gibt. Deshalb fehlt fast immer auch 
der für eine Bestrafung nach § 263 (Be- 
trug) notwendige Nachweis eines Vermö- 
gensschadens auf der Seite des Aus- 
schreibungsveranstalters. 

Der Regierungsentwurf sieht neben den 
Änderungen des Strafgesetzbuches auch 
eine Änderung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes vor. Mit der Gesetzesän- 
derung soll eine auch in strafrechtlicher 
Hinsicht bestehende Lücke geschlossen 
werden, die sich hinsichtlich des Verun- 
treuens von Arbeitsentgelt in solchen Fäl- 
len ergibt, in denen sich Personen uner- 
laubt als Verleiher von Leiharbeitnehmern 
betätigen. Es wäre unvertretbar, wenn die- 
se Personen, die dabei tatsächlich die 
Stellung des Arbeitgebers einnehmen, 
hinsichtlich der Auszahlung des Arbeits- 

ic leg2" 
entgelts besser gestellt würden ais    ctl 

Arbeitgeber. Aus diesem Grund soll    5. 
die Ergänzung des Arbeitnehmer^   ef 

sungsgesetzes auch der illegale Ve'. gi, 
zur Zahlung des Sozialversicherung   ,. 

träges und sonstiger Teile des Arbe|'    e 

gelts verpflichtet werden, mit der      •„ 
daß auch für ihn die neue Straft5 

des § 266a StGB zutrifft. $ 

Im Gegensatz zur Opposition hält e    ,. 
CDU/CSU nicht für erforderlich, die     ( 

laubte Arbeitnehmerüberlassung Qe ^ 
als kriminelle Verhaltensweise im St 
setzbuch aufzunehmen. Der UnreC'\ 
halt    einer    derartigen    Handlung5 ^. 
wiegt erst beim Hinzutreten weiterer 
stände (z. B. Ausbeutung der Art>el   ^ 
mer,    Steuerhinterziehung,    Betrug) 

iner W 
schwer, daß eine Bestrafung mit e 
minalstrafe angebracht erscheint. peCh' 
ehe Fälle hält jedoch das geltende g, 
entsprechende Vergehenstatbeständ 

reit. s 

Europäisches Parlament 
besteht auf WeihnachtsbU^ 
Das Europäische Parlament hat mit ^. 
Mehrheit von der EG-Kommission ^ 
langt, ihren Beschluß, in diesem Jan «^ti- 
ne Weihnachtsbutteraktion durcnZ ^ 
ren, sofort zu revidieren. Der v0%ef 

deutschen Abgeordneten Heinrich A M 

(CSU) und Konrad Schön (CDU) 5 $ 
dem belgischen Abgeordneten P°'. ^ 
im Namen der christlich-demokrati5 ^ 

Fraktion eingereichte Dringlichkeit5** e- 
wirft der Kommission vor, daß ihre »» ^ 
rung die europäischen Steuerzahler 
pelt soviel kosten würde wie die vorg ^ 
hene Weihnachtsbutteraktion. 0e^e ^ 
gern in der EG rund 800000 t Über5^ ^ 
butter. Der Vorschlag sieht vor, da' f 

Verbraucher bei Erwerb von zwei K'^jp 
ter zu normalen Marktpreisen ein ° J 

Kilo gratis bekommt, das entsprec j5,. 
als Weihnachtsbutter gekennzeichne 
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CDU HAMBURG 

ares Bekenntnis zum Doppelbeschluß 
1er I? ^at es sieh der Landesparteitag 
ais g 

amburger CDU nicht gemacht, 

Ssn ?rum 9in9> ein ei9enes fr'e_ 

\ p°'itisches Papier zu erarbeiten. 

%rt   es stand für die rund 300 De' 
Sie     fest: M,t Allgemeinplätzen ist 
d6r jr!" der Sache des Friedens noch 
\ tS.kussj°n um den richtigen Weg 

hr|edenserhalt gedient. 

U s papier, das der Parteitag dann nach 
\h ehrstündi9er Diskussion einstimmig 
Hr^S°hiedete< kann fur sicn in Anspruch 
^ n< zum einen ein klares Bekenntnis 
\ . est|ichen Verteidigungsbündnis und 

\ 

AT0-Doppelbeschluß abzulegen, zu- 
^ber ( 

:die nach Sinn und Aufgabe der heuti- 

Schen        die Sorgen und Ängste der Men- 

Sich erheitspolitik fragen, ernst zu neh- 

\rirt    pekt werde in den derzeitigen Aus- 
'9t: rxersetzungen weitgehend vernachläs- 

^ont 9S   CDU-Chef   Jürgen   Echternach 

%r h denn auch: Aucn wir finden uns mit 

^o||e °Cn9erüsteten Welt nicht ab, sondern 
9e\v0 ^tungskontrolle, wollen eine aus- 
ruf ^9ene und gleichgewichtige Abrüstung 
%&f°?

licnst niedrigem Niveau. Aber, und 

sch6ri ® Ursachen der Spannungen zwi- 
^stn ^ Und West seien weniger in der 
^6hr^9 mit Waffen begründet, als viel- 
en pr 

der prinzipiellen Unvereinbarkeit 
ö.      eiheit und Diktatur. 

re Wa^etunion funlt sicn nicnt durch unse" 
^'heif611' sondern durch unsere Idee der 
^ht o bedroht. Sie rüstet deshalb auch 
^ser f en unsere Waffen, sondern gegen 
In de

Tre,es Denken. 
Anbringung  des  Leitantrages  des 

Landesvorstandes hatte Echternach scharf 
den Mißbrauch Hamburger Schüler für die 
einseitigen Ziele der sogenannten „Frie- 
densbewegung" kritisiert. Zwar sei es rich- 
tig, wenn Eltern, Lehrer und Schüler sich ge- 
meinsam mit Frieden und Freiheit und dem 
richtigen Weg zur Sicherung befaßten. Eine 
andere Sache aber seien die Aktionen der 
Lehrergewerkschaft GEW, der es weniger 
um wohlausgewogene Information als viel- 
mehr um einseitige Agitation und nur müh- 
sam pädagogisch verbrämte Propaganda 
gehe. 

Die GEW setze auf den Vorrang der Emotio- 
nen, wenn sie z. B. die einseitige Abrüstung 
als allein richtige politische Doktrin, den Frie- 
den zu sichern, propagiere und gleichzeitig 
jede Friedenssicherung mit Waffen als 
„Kriegsvorbereitung und Kriegspolitik" diffa- 
miere. Und wenn die GEW in einer „Handrei- 
chung für Lehrer" allein die einseitigen si- 
cherheitspolitischen Positionen der „Frie- 
densbewegung" vertrete und in anderen 
Materialien auffordere, die Reden von Hitler 
und Reagan zu vergleichen, dann sei das ei- 
ne unerträgliche Demagogie, die die Rechte 
von Eltern und Kindern verletze und die oh- 
nehin erschreckende Polarisierung der Stra- 
ße in die Klassenzimmer verlege. 

Die GEW-Aktionen seien jedoch — so Ech- 
ternach weiter — nicht unerwartet und nicht 
von ungefähr gekommen. Sie hätten sich 
gerade in Hamburg lange genug auf dem 
Nährboden sozialdemokratischer Schulpoli- 
tik entwickeln können. So habe gerade der 
Hamburger Schulsenator Grolle sich dem 
vermeintlichen „Zeitgeist" angepaßt und in 
der Friedensdiskussion in Wort und Tat die 
Argumente der „Friedensbewegung" über- 
nommen. 
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PFLEGEKOSTEN 

Finanzierung 
der Pflegekosten 
neu regeln 
Die Bundesregierung prüft derzeit 
Alternativen zur Sozialhilfe bei der 
sozialen Sicherung der Pflegebe- 
dürftigkeit. Der Staatssekretär im 
Bundesministerium für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit, Werner Chory, 
erläuterte bei der Tagung des Haupt- 
ausschusses des Deutschen Land- 
kreistages die Modelle, die zur Dis- 
kussion stehen: die Erweiterung der 
gesetzlichen Krankenversicherung, 
einer eigenständigen Pflegeversi- 
cherung und eines Pflegegesetzes 
sowie flankierende Maßnahmen im 
steuerlichen Bereich. 

Die Vorschläge werden zur Zeit — so 
Chory — auf Kosten und Verwirkli- 

chungsmöglichkeit im System der sozia- 
len Sicherung hin überprüft. Noch in die- 
sem Jahr wird die Bundesregierung dem 
Bundestag einen Bericht über die ver- 
schiedenen Vorschläge vorlegen, der 
auch Möglichkeiten für Einstiegslösungen 
aufzeigen soll. 

„Die Kosten der Pflege in Einrichtungen 
sind von 1970 — soweit sie von den Trä- 
gern der Sozialhilfe bezahlt wurden — von 
980 Millionen DM auf 4,3 Milliarden DM im 
Jahre 1980 angestiegen. Bei einer Fortset- 
zung dieser Entwicklung wäre für 1990 mit 
Ausgaben allein bei der Sozialhilfe in Höhe 
von 10 Milliarden DM zu rechnen. Vor al- 
lem wegen der Auswirkungen für die alten 
Menschen kann es nicht so bleiben wie 
bisher. Bei Heimkosten von 2000, 3000 
und mehr DM sind bereits heute über 70 

Hei ,i# 
Prozent der Pflegebedürftigen in 
auf Sozialhilfe angewiesen. 

Es ist niemanden einsichtig zu ^ s6tzt 
Ein Pflegebedürftiger im Pflegeheim ^ 
seine ganze Rente ein und das S°zl ^ 
muß den Rest bezahlen. Kommt e'n „• 
gebedürftiger dagegen in ein ^ M 
haus, dann bezahlt die Krankenkass - 
und er behält die Rente zu 100 p(0 ^ 
sagte Werner Chory, der den korTirTl

h
U
er nii! 

Spitzenverbänden zusicherte, darüb 
ihnen im Kontakt zu bleiben. 

h ö^ Jede denkbare Lösung werde aucn   ^ 
abhängen,   so   der   Staatssekretär   ^ 
mehr Pflegebedürftige als bisher zu    p 

se gepflegt und die dazu nötigen   ^ 
geschaffen   würden.   Ambulante  D'   $ 
wie die Sozialstationen von freien Tr  ^ 
oder Kommunen hätten hier schon 
wirkt 

viel1 

lf# 
Der Bundesminister für Jugend, ,gP 

und Gesundheit, führe hierzu ein ^ «. 
Programm durch, das einen Schweb ^ 
in der Verstärkung der Grundpf|e^ $ 
der hauswirtschaftlichen Versorgun»^- 
ben wird. „Gerade diese beiden L' um gen müssen ausgebaut werden, 
häusliche Pflege so zu sichern, °* $,. 
Weg des Pflegebedürftigen in sta'1 ^ 
Unterbringung möglichst vermiede ^ 
aufgeschoben wird. Denn pflegen p 
gehörige, Nachbarn oder freiwillig^> g« 
sind häufig nicht in der Lage, Grund"^f 
und hauswirtschaftliche Versorgung gn 
mehrere Jahre ohne Entlastung zu f 
Wir müssen ihnen diese Entlaste ge- 
kommen lassen, damit nicht die \..^ 
den von heute auf Grund lanQJ*l ^gp 
Überforderung die Pflegefälle vor & $ 
werden," unterstrich Werner Chory- ^d 
oft menschlicher und vernünftig^ ^ $c 
in vielen Fällen auch ökonomischer^ 
ziale Dienste zu den Menschen zu t> er 
als Menschen in sozialen Einricn 
unterzubringen. 
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WORTE 

,(. °kkehrhilfe 
Ausländer 

%n
Ullclesre9ierung hat dem Bundestag 

%.„   esetzenttourf zur befristeten För- 
> der freiwilligen Rückkehr von Aus- 

3t 
m J3hr in Kraft treten. 

%Se
r° Vorgelegt. Das Gesetz soll noch in 

,s    ^es ist vorgesehen: Arbeitnehmer 
1/    9°slawien, Korea, Marokko, Portu- 

i 
*kj*n e/"e Rückkehrhilfe erhalten, wenn 
trkh°9e eines Konkurses oder einer Be- 

% ar>ien,   Tunesien  und der  Türkei 

% 'sWh 
Ode, 

e9ung  arbeitslos   werden   bzw. 
'Wsfens seit einem halben Jahr von 
%rfr betroffen sind. Die Höhe der 
*%ehrhilfe beträgt 10500- DM. Die 
''e/c/)°

9 der Rückkehrhilfe ist von der 
^ng*eit'9en Rückkehr der Familie ab- 
\h9'. Für Jedes Kind zahlt der Bund 

einrnal 1500- DM. 

?0?S reduziert sicn der Grundbetrag 
%eit °0' — DM vom zweiten Monat der 
9efao sl°sigkeit an, und zwar für jeden an- 
b%?ener> Monat um 1500- DM für Ar- 
b%r 

Se und um 750, — DM für Kurzar- 

St S^re- So// uber staatlich begünstigte 
§D^la9en, etwa in Bausparverträgen, 
^e{w rträgen oder vermöqenswirksamen 

%n prden dürfen, ohne daß die staatli- 
rtl(irb(>it

räniien verlorengehen. Arbeitneh- 
% 

ersicherungsverträgen,    vor   Ab 
'r Gültigen Festlegungsfristen ver- 

,en 
rä9e aus der Rentenversicherung 

% L°hne Wartefrist sofort erstattet wer- 

°' l984kkehrhllfen SOllen nurbis Ende Ju~ li}r C//Q erm°gHcht werden. Den Kosten 
9eo b

Se Maßnahmen stehen Einsparun- 
Nz/e!"77 Arbeitslosen- und Kindergeld 
v^sich

an9erfristig auch bei der Renten- 
erung gegenüber. 

Die ausländischen Arbeitnehmer können 
selbstverständlich frei darüber entschei- 
den, ob sie die gesetzlichen Leistungen in 
Anspruch nehmen und in ihre Heimat zu- 
rückkehren wollen oder nicht. Es wird da- 
mit gerechnet, daß etwa 60000 Menschen 
aufgrund dieses Gesetzes die Bundesre- 
publik verlassen. 

Abiturienten 
in Lehrberufen 
Wenn die bisherige Entwicklung unverän- 
dert anhält, wird die Zahl der Studenten 
zwischen 1980 und 1990 von 1 Million auf 
1,5 Millionen ansteigen. Im gleichen Zeit- 
raum wird die Zahl der betrieblichen Aus- 
bildungsverhältnisse von 1,7 Millionen auf 
1 Million zurückgehen. Damit kämen zwei 
Lehrlinge auf drei Studenten. Gemessen 
am gegenwärtigen wie am zukünftigen Be- 
darf des Arbeitsmarktes ist die Zahl der 
Hochschulabsolventen so hoch, daß die 
Berufschancen für Akademiker in vielen 
Bereichen immer schlechter werden. Da- 
her suchen gegenwärtig bereits etwa 59 % 
mehr Abiturienten als im letzten Jahr Aus- 
bildungsalternativen in der beruflichen Bil- 
dung. Für sie muß das Ausbildungsange- 
bot unter Berücksichtigung des technolo- 
gischen Wandels sowohl in herkömmli- 
chen als auch in neuen Ausbildungsberu- 
fen erhöht werden, die sich von ihrem An- 
spruch, ihren Ausbildungsinhalten und 
Zielen her in besonderer Weise für Abitu- 
rienten eignen. Aufgabe der Bildungsbera- 
tung muß es sein, zu einer Bewußtseins- 
änderung beizutragen; die Ausbildung in 
einem Lehrberuf verdient die gleiche ge- 
sellschaftliche Anerkennung wie das Stu- 
dium an einer Hochschule. „ Wenn junge 
Männer und junge Frauen aus dem Stu- 
dium ausscheiden und eine Ausbildung im 
dualen System suchen, sollten wir alles 
tun, um sie zu ermutigen. Die Akademisie- 
rung der Berufswelt hat in den letzten Jah- 
ren nicht mehr Glück über unser Land ge- 
bracht. " (Bundeskanzler H. Kohl) 
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Ausgestiegen 
Ich werfe (der SPD-Parteiführung) vor, daß sie 
mit ihrer gegenwärtigen Taktiererei über die 
Aussagen der Sozialdemokratie zum NATO- 
Doppelbeschluß die Grundlagen sozialdemo- 
kratischer Friedenspolitik verrät. Der NATO- 
Doppelbeschluß. der eine sozialdemokratische 
Politik formulierte, von Schmidt initiiert, ging 
davon aus, daß der Frieden durch die Diktatur, 
durch die militärische Rüstung der Sowjetunion 
und durch die Rüstungsspirale überhaupt be- 
droht ist. Er wollte diese beiden Bedrohungen 
bekämpfen und auf diese Weise den Frieden si- 
chern. 

Indem die SPD sich jetzt faktisch von diesem 
Beschluß verabschiedet, ohne dies deutlich zu 
machen, gibt sie nicht zu — obwohl das der 
Hintergrund dieser neuen SPD-Politik ist —, 
daß sie die Bedrohung durch die Sowjetunion 
nicht mehr zur Kenntnis nimmt, ja daß sie sie 
sogar tabuisiert. Und weil sie das nicht zuge- 
ben will, sondern so tun will nach außen, als sei 
sie immer noch konsequent in der Logik des 
Doppelbeschlusses, ist sie gezwungen zu ihrer 
Eigenlegitimation, den Amerikanern die Schuld 

fr 
zu geben daran, daß diese Politik nicht      .g, 
folg führt. So gerät sie wirklich in den      ^ 
mit den Argumenten der Sowjetunion y 
die Amerikaner zu argumentieren. ^ 

Ich mache damit zunächst den Partei^0     ^ 
den   Brandt   verantwortlich Die 
nungspolitik war am Anfang richtig 
Sowjetunion hat trotz der Entspan 

Ab*r & 

nungsP» 
ndt 0

l 

weiter aufgerüstet. Die Parole von Bran t ge- 
modifiziert werden müssen. Das hatern' (5pf 
tan. Er hat Schmidts Versuch, die E /. 
nungspolitik realistisch zu retten, un .g^1 

weil er seine eigene Position nicht rnov ^ 
wollte. Und er hat schon da begon^^ $ 
Amerikanern die Schuld dafür zu 9et,e.o($' 
der Frieden nicht auf Dauer sicherer ge ^ 
ist. Das setzt sich bis heute fort. Es 9tb fo0'. 
gonisten dieser Politik mit Eppler und L ^ ft 
ne. Auch Bahr hat aus zum Teil ändert> ^ 
mehr nationalen Motiven diese Politik g ^ 
Und ein neuer Schub ist durch Hans ^ 
Vogel entstanden, der als Fraktionsvo y 
der als Repräsentant der moderaten u g!$ 
der Logik des Doppelbeschlusses gali:   jnpe<' 
Wirklichkeit schon akzeptiert hatte, daß 

parteilich die Gegner des DoppelbeSc 

gesiegt haben. M^ 
Prof. Gesine Schwan, Freie Universität      i(n 
Mitglied der SPD-Grundwerte-Kommiss 
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